
 

Verleihung des Europäischen St.-Ulrichs-Preises  

an die Nothilfeorganisation „Ärzte ohne Grenzen e.V.“ 

am Samstag 12. Mai 2018  

in Dillingen a.d.Donau 

 

Dankesrede 

Dr. Volker Westerbarkey 

Vorstandsvorsitzender der deutschen Sektion 

von „Ärzte ohne Grenzen e.V.“ 

 

 

Herr Landrat Schrell, 

Herr Oberbürgermeister Kunz, 

Herr Pfarrer Schneck, Herr Dekan Heidecker, 

Frau Büdenbender, 

sehr geehrte Abgeordnete, 

meine sehr geehrten Damen und Herren! 

 

Ich bedanke mich sehr herzlich für die Verleihung des Europäischen St.-

Ulrichs-Preises an Ärzte ohne Grenzen, für Ihre Einladung nach Dillingen, Ihre 

freundlichen Worte, für die Laudatio und Ihr zahlreiches Erscheinen. Ich be-

danke mich für Ihre Unterstützung der humanitären Idee und der humanitären 

Prinzipien, die Sie mit dieser Ehrung zum Ausdruck bringen und die wir in die-

ser Zeit mehr denn je brauchen. Und ich bedanke mich herzlich für das Preis-

geld, das wir für unsere medizinischen Hilfsprojekte an Orten einsetzen wer-

den, die weitab der öffentlichen Aufmerksamkeit liegen und für die wir deshalb 

auf frei einsetzbare Spenden angewiesen sind.  

SPERRFRIST:  Samstag, 12. Mai 2018, 12:30 Uhr 

Es gilt das gesprochene Wort! 
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Ich habe die Gelegenheit gehabt, als Arzt in mehreren solcher Projekte mitzu-

arbeiten. Meine persönliche Geschichte mit Ärzte ohne Grenzen begann vor 

14 Jahren in einem abgelegenen Bundesstaat im Norden von Myanmar, dem 

früheren Birma. Ein Jahr lang habe ich ein Behandlungszentrum für Patienten 

mit HIV, Tuberkulose, Malaria und sexuell übertragbaren Krankheiten aufge-

baut, für die es sonst keine Behandlungsmöglichkeit gab. Mein letzter Einsatz 

führte mich vor einem Jahr in ein Krankenhaus aus Lehmhütten mit einem 

Operationszelt im Osten des Südsudan, wo ich Krankheiten begegnet bin, von 

denen ich zuvor noch nie gehört hatte. 

Ich freue mich auch deshalb sehr über den Europäischen St.-Ulrichs-Preis, 

weil er für uns unerwartet kommt. Er ist ein Preis, bei dessen Stiftungszweck – 

Verdienste um die Einheit Europas im christlichen Geist – man spontan nicht 

unbedingt an meine Organisation denkt. Ärzte ohne Grenzen begreift sich 

nicht als christliche Organisation, und sie wurde auch nicht als Beitrag zur 

Einheit Europas gegründet. Doch beim Nachdenken über unsere Prinzipien 

und Ziele bin ich zu dem Schluss gekommen, dass uns durchaus viel verbin-

det. Und das nicht nur, weil der heilige Ulrich traditionell als Helfer bei Krank-

heit und schwerer Geburt angerufen wird – damit kennen wir uns ja aus. Wie 

ich gelernt habe, sind hier vorne im Chor der Studienkirche Mariä Himmelfahrt 

ja auch die katholischen Patrone der Ärzte und Apotheker, Cosmas und Da-

mian, prominent vertreten. Sie haben der Legende nach Kranke unentgeltlich 

behandelt – genau so, wie wir das heute tun. An den medizinischen Utensilien, 

mit denen der Künstler Johann Anwander sie dargestellt hat, erkennt man üb-

rigens auch, dass die Medizin glücklicherweise seitdem einige Fortschritte 

gemacht hat. 
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Herr Landrat Schrell, Sie haben in der Begründung der Preisvergabe unsere 

medizinische Hilfe in bewaffneten Konflikten und unseren Einsatz für das hu-

manitäre Völkerrecht gewürdigt und unsere Zielsetzung als „zutiefst christlich“ 

bezeichnet. Darüber freue ich mich sehr, denn die Menschen in Krisengebie-

ten und das Völkerrecht liegen im Herzen unserer Arbeit. Als christlich be-

zeichnet zu werden, ist dagegen ungewohnt für uns. Denn ich stehe vor Ihnen 

als Repräsentant einer Organisation, die der Neutralität und Unparteilichkeit 

verpflichtet ist. Unsere insgesamt etwa 40.000 Mitarbeiter weltweit, für die ich 

heute stellvertretend den Europäischen St.-Ulrichs-Preis entgegennehmen 

darf, haben verschiedenste religiöse Überzeugungen und arbeiten aus den 

unterschiedlichsten Motivationen bei uns mit. Ärzte ohne Grenzen ist also ge-

nauso viel oder so wenig christlich wie muslimisch, hinduistisch oder atheis-

tisch. In Kriegsgebieten, in denen die Konfliktparteien oft die Menschen nach 

Religion oder ethnischer Zugehörigkeit in Freund und Feind sortieren, ist es für 

unsere Teams essentiell, als neutral wahrgenommen zu werden, um unpartei-

lich alle Bedürftigen behandeln zu können, ungeachtet ihrer ethnischen Her-

kunft, ihrer religiösen oder politischen Überzeugung, wie es in unserer Charta 

heißt. Unsere Arbeitsgrundlage ist formuliert in den humanitären Prinzipien der 

Menschlichkeit, Unparteilichkeit, Unabhängigkeit und Neutralität, wie sie sich 

seit mehr als 150 Jahren entwickelt haben und wie sie in Verträgen wie den 

Genfer Konventionen völkerrechtlich festgeschrieben wurden. 

Ich habe aber sofort verstanden, dass es Ihnen, der Stiftung und dem Kurato-

rium, natürlich nicht darum geht, die humanitäre Idee für eine Religion zu ver-

einnahmen, sondern darum, Gemeinsamkeiten verschiedener Traditionen zu 

betonen, für die der Mensch im Mittelpunkt steht. 
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Sie, Herr Pfarrer Schneck, haben das so ausgedrückt: Ärzte ohne Grenzen sei 

zwar weltanschaulich neutral, aber trete dennoch in die Fußstapfen des Bibel-

wortes: „Was ihr für einen meiner geringsten Brüder oder Schwestern getan 

habt, das habt ihr mir getan.“ Ich erkenne in dieser Formulierung eine Parallele 

zu einem Prinzip der humanitären Hilfe, das uns jeden Tag leitet: Ständig ver-

suchen wir, den Menschen, die am dringendsten Unterstützung benötigen, zu-

erst zu helfen – „den geringsten Brüdern und Schwestern“, wenn Sie so wol-

len. Die medizinischen Bedürfnisse der Menschen sind das überragende Krite-

rium unserer Hilfe. Wer sind die verletzlichsten Menschen? Und wie können 

wir sie mit unserer Hilfe erreichen? Das sind die Fragen, die sich Tausende 

Projektmitarbeiter jeden Tag aufs Neue stellen. Aus medizinischer Sicht sind 

dies übrigens meist Schwangere und Kinder. 

Ich freue mich über den St. Ulrichs-Preis zu diesem Zeitpunkt auch deshalb, 

weil Ärzte ohne Grenzen und die humanitäre Hilfe insgesamt derzeit vor einer 

Reihe von großen Herausforderungen stehen. Die internationale Staatenge-

meinschaft, aber auch die Zivilgesellschaft, muss sich wieder neu auf Grund-

prinzipien einigen, die zunehmend in Frage gestellt werden. Ich möchte heute 

zwei für uns zentrale Prinzipien nennen: erstens die Verschonung von Zivilis-

ten und medizinischen Einrichtungen im Krieg und zweitens die Notwendigkeit, 

dass Menschen die Möglichkeit haben müssen, vor extremer Gewalt und also 

vor Gefahr für Leib und Leben zu fliehen.  

In den militärischen Konflikten der vergangenen Jahre sind wir immer stärker 

damit konfrontiert, dass Wohngebiete, Marktplätze, Schulen und andere zivile 

Infrastruktur angegriffen werden, und immer wieder auch Krankenhäuser. Seit 

2015 hat Ärzte ohne Grenzen fast 300 Angriffe auf Kliniken und Gesundheits-

einrichtungen gezählt, die unsere Teams entweder selbst betreiben oder seit 

langem unterstützen. Die weitaus größte Zahl dieser Angriffe ereignete sich in 

Syrien. Beschossen wurden dort Kliniken, in denen wir aus Sicherheitsgrün-

den nicht mit eigenen Teams arbeiten können, deren verbliebene Mediziner 
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wir aber jahrelang mit Medikamenten, medizinischem Material und fachlicher 

Hilfe unterstützt haben. Nirgendwo wurden medizinische Einrichtungen zuletzt 

so häufig bombardiert und beschossen wie in diesem Krieg. Aber auch im Je-

men, im Südsudan und in der Zentralafrikanischen Republik waren unsere 

Teams mit Angriffen auf unsere medizinischen Einrichtungen konfrontiert.  

Der 3. Oktober, der für einige der vorangegangenen St.-Ulrichs-Preisträger an 

einen der größten Tage ihres politischen Wirkens erinnert – an die deutsche 

Einheit –, ist für uns bei Ärzte ohne Grenzen zu einem der schwärzesten Tage 

unserer Geschichte geworden. Denn in den frühen Morgenstunden des 3. Ok-

tober 2015 hat die US-Luftwaffe unser Krankenhaus in Kundus im Norden Af-

ghanistans in einer Serie von Luftangriffen mehrfach präzise getroffen und 

komplett zerstört. 42 Menschen wurden durch die Bomben getötet, darunter 

14 unserer Mitarbeiter. Es war die größte Tragödie für Ärzte ohne Grenzen, 

seit ich mit der Organisation zu tun habe, vielleicht die größte unserer Ge-

schichte. 

Bis heute verstehen wir nicht vollständig, wie es zu diesem tödlichen Angriff 

kommen konnte. Die NATO-Streitkräfte kannten die Koordinaten unseres 

Krankenhauses. Ich will die Diskussion um die Ursachen für diesen entsetzli-

chen Angriff hier nicht wiederholen. Der Fall zeigt aber deutlich: Verstöße ge-

gen das humanitäre Völkerrecht sind nicht nur ein Problem autoritärer Regime 

und dubioser Milizen, sondern sie betreffen auch die Kriegführung der westli-

chen Staaten. Vier der fünf ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats sind 

Teil von Militärkoalitionen, die in den vergangenen Jahren unsere Gesund-

heitseinrichtungen angegriffen haben. 
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Das zweite Thema, über das ich heute sprechen möchte, ist die Situation von 

Flüchtlingen und Vertriebenen weltweit. Wir erleben derzeit die größten 

Fluchtbewegungen seit dem Zweiten Weltkrieg mit mehr als 65 Millionen 

Flüchtlingen und Vertriebenen. Fast zwei Drittel von ihnen bleiben – erzwun-

genermaßen oder freiwillig – im eigenen Land. 

Seit 2015 hat Deutschland mehr als eine Million Geflüchtete aufgenommen. 

Das ist zweifellos eine große Leistung, und die Tage im Herbst 2015 sind si-

cher auch hier im Landratsamt und im Rathaus von Dillingen nicht spurlos vo-

rübergegangen. Neben den staatlichen Behörden haben zahllose Menschen in 

ihrer Freizeit mit angepackt. Deshalb freue ich mich sehr, dass heute auch 

Vertreter von Flüchtlingshilfegruppen unter Ihnen sind. 

Wir von Ärzte ohne Grenzen haben Ende 2015 ein kleines Team quer durch 

Deutschland geschickt, um uns stichprobenartig die medizinische Versorgung 

der neu Angekommenen anzuschauen – und das Ergebnis war: Die größte 

Lücke ist die psychosoziale Versorgung. Viel zu oft haben Menschen, die viel 

durchgemacht haben, keine Möglichkeit, professionelle Hilfe zu bekommen. 

Das gilt sowohl für das bestehende psychologische Hilfesystem, wo es sehr 

lange Wartefristen und wenig Zugang zu Übersetzerleistungen gibt. Es gilt 

aber auch für einfach erreichbare Hilfen direkt bei den Asylsuchenden vor Ort, 

die ihnen helfen, mit ihren Belastungen im Alltag zurechtzukommen. Solche 

Hilfe gibt es kaum. 

Ärzte ohne Grenzen hat seit vielen Jahren Erfahrungen mit psychosozialer Hil-

fe in Flüchtlingslagern weltweit. Deshalb haben wir im vergangenen Jahr zum 

ersten Mal ein Projekt in Deutschland gestartet, und zwar in Bayern – in der 

Erstaufnahmeeinrichtung für Asylsuchende in Schweinfurt. Wir haben zusam-

men mit dem örtlichen Krankenhaus St. Josef drei psychosoziale Berater ge-

schult, die selbst vor wenigen Jahren nach Deutschland geflohen sind. Unter 

Anleitung und Supervision von Psychologinnen beraten sie seit mehr als ei-

nem Jahr die neu ankommenden Asylsuchenden in ihrer Muttersprache: auf 
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Arabisch, Farsi, Somali etc. Sowohl die derzeit laufende wissenschaftliche 

Auswertung des Projekts als auch die Rückmeldungen der Menschen zeigen 

uns: Die Hilfe ist sehr wichtig. „Du bist der erste, der mich gefragt hat, wie es 

mir geht“, hat eine Frau aus Somalia unserem Berater nach dem Gespräch 

gesagt. Ein Asylsuchender, der in Libyen schlimmste Misshandlungen durch-

gemacht hatte, war im Gespräch so verzweifelt und lebensmüde, dass unser 

Team ihn in die Psychiatrie überweisen musste. „Du hast mein Leben geret-

tet“, sagte er unserem Berater, als er wieder entlassen wurde. 

Eine der zentralen Erkenntnisse, die wir aus unserem Projekt in Schweinfurt 

gewonnen haben, ist: Nicht nur die traumatischen Erfahrungen in der Vergan-

genheit stellen große Belastungen für die Asylsuchenden dar, sondern in be-

trächtlichem Ausmaß auch die Unsicherheit in Deutschland und die Lebens-

umstände in einer Massenunterkunft – besonders, wenn die Menschen nichts 

zu tun haben. Diejenigen unter Ihnen, die Asylsuchende in Dillingen begleiten, 

wissen, wie sehr Menschen darunter leiden, nicht arbeiten, einen Beruf erler-

nen oder einen Sprachkurs besuchen zu dürfen. Unsere Erfahrung ist, dass 

der Ausschluss von Asylsuchenden aus dem gesellschaftlichen Leben sich 

sehr negativ auf ihre mentale Gesundheit auswirkt. Deshalb kann ich aus me-

dizinischen Gründen nur an die Behörden appellieren, jeden Spielraum zu 

nutzen, um diese vielfach belasteten Menschen nicht noch zur Untätigkeit zu 

verdammen. 

Wir haben die psychosoziale Hilfe in Schweinfurt zum Jahresbeginn 2018 voll-

ständig an das Krankenhaus St. Josef übergeben. Mittlerweile wurde es vom 

Deutschen Integrationspreis unter anderen als ein besonders überzeugendes 

Projekt vorgeschlagen. Auch der Regierungsbezirk Unterfranken zieht ein sehr 

positives Fazit. Wir sind überzeugt: Es braucht deutlich mehr psychosoziale 

Hilfe für Asylsuchende. Und wir unterstützen gerne mit unserem Know-how 

Behörden oder Organisationen, die ein solches Projekt beginnen möchten.  
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Deshalb meine Bitte: Denken Sie dieses Thema mit, sprechen Sie es an in 

Ihren Kontakten mit dem Regierungsbezirk, mit den zuständigen Ministerien 

und mit Organisationen, die in der Betreuung von Asylsuchenden tätig sind. 

Doch der Schwerpunkt unserer Arbeit mit Geflüchteten liegt natürlich nicht in 

Deutschland. Unsere Teams leisten insgesamt in mehr als 40 Ländern welt-

weit medizinische Hilfe für Flüchtlinge und Vertriebene. Als internationale 

Hilfsorganisation, die sich stets den Verwundbarsten verpflichtet fühlt, sind wir 

deshalb überhaupt nicht damit einverstanden, wie dieses Thema derzeit in Eu-

ropa diskutiert wird. 

Das beginnt schon mit den Begriffen: Die Krise, mit der wir zu tun haben, ist 

keine „Flüchtlingskrise“, denn es sind ja nicht die Geflüchteten, die sie ausge-

löst haben – sondern ihre Vertreibung. Die globale Vertreibungskrise begann 

auch nicht 2015, sondern Jahre vorher, und sie ist noch längst nicht vorbei – 

im Gegenteil.  

Tatsächlich ist Europa nur marginal von der Vertreibungskrise betroffen, weni-

ger als sieben Prozent der Menschen fliehen hierher. Allein in der Demokrati-

schen Republik Kongo leben so viele Vertriebene wie Flüchtlinge in der ge-

samten EU. Bangladesch hat im vergangenen Sommer innerhalb von nur 

sechs Wochen dreimal so viele Flüchtlinge aufgenommen, wie im gesamten 

Jahr über das Mittelmeer in die EU gekommen sind. Angesichts der wiederhol-

ten Klagen, das reiche Europa sei mit der Ankunft der Menschen überlastet, 

fragen wir uns: Was sollen dann Bangladesch, Uganda oder die Türkei sagen, 

deren eigene Bevölkerung viel ärmer ist? 

In Europa selbst sind wir mittlerweile mit einer Politik der Abschottung konfron-

tiert, die die Gefahren und das Leid von Menschen auf der Flucht verstärkt. In 

manchen Fällen stellt die EU mit ihrer Politik sogar das zweite humanitäre 

Prinzip in Frage, über das ich heute sprechen möchte: Menschen müssen vor 

Gefahr für Leib und Leben fliehen können.  
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In Libyen werden Zehntausende Flüchtlinge und Migranten entlang der Flucht-

routen unter katastrophalen Bedingungen gefangen gehalten und ausgebeu-

tet, gefoltert, vergewaltigt und in Sklaverei gehalten. Diese Verbrechen sind 

ausführlich dokumentiert. Auch unsere medizinischen Teams auf dem Ret-

tungsschiff Aquarius im Mittelmeer und in Libyen selbst sehen zuhauf die Nar-

ben, Wunden und Traumata, die die Misshandlungen bei unseren Patienten 

hinterlassen haben. Unsere Teams in Libyen haben zu diesen schlimmen La-

gern keinen Zutritt, doch sie versuchen, wenigstens in einigen der offiziellen 

Internierungslager ein Mindestmaß an medizinischer Versorgung aufrecht zu 

erhalten. Dort gibt es nicht jene gezielte Brutalität, die wir aus vielen Berichten 

kennen, doch auch dort werden Menschen willkürlich und ohne rechtliches 

Verfahren festgehalten und unter entsetzlichen hygienischen Bedingungen auf 

engstem Raum eingepfercht. 

Diese offiziellen Internierungslager, die auf dem Papier unter der Kontrolle der 

libyschen Einheitsregierung stehen – dem Partner der EU und der Bundesre-

gierung –, sind auch die Orte, an die die so genannte libysche Küstenwache 

die Menschen bringt, die sie auf dem Mittelmeer aufgegriffen hat. Die Bundes-

regierung und die EU-Staaten trainieren die libysche Küstenwache und rüsten 

sie massiv auf. Unser Team auf dem Rettungsschiff Aquarius befindet sich 

immer öfter in einer absurden Situation: Die italienische Seenotrettungsleitstel-

le in Rom lotst sie zu einem Flüchtlingsboot in Seenot in internationalen Ge-

wässern, weist das Team aber an, die Bootsflüchtlinge nicht zu retten, son-

dern auf die libysche Küstenwache zu warten. Das Team muss dann 

mitansehen, wie die Menschen nach Libyen zurückgebracht werden, wo ihr 

Leben und ihre Gesundheit massiv in Gefahr sind. Die von der EU aufgerüste-

te libysche Küstenwache tut genau das, was EU-Schiffen völkerrechtlich ver-

boten ist: Sie zwingt Menschen, die soeben aus Libyen fliehen konnten, dort-

hin zurück. Es wird ihnen unmöglich gemacht, der Hölle Libyens zu entfliehen. 

Es geht der EU offensichtlich nicht zuerst um deren Sicherheit, sondern da-

rum, sie von Europas Küsten fernzuhalten. 
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Auch in den Kriegsgebieten selbst werden unsere Teams zu Zeugen der dra-

matischen Folgen des Dominoeffekts sich schließender Grenzen, den die EU 

durch ihre Abschottungspolitik mitausgelöst hat: Syrien ist sieben Jahre nach 

Kriegsbeginn etwa eine Art Freiluftgefängnis. Praktisch alle Grenzen zu den 

Nachbarländern sind geschlossen. Im Nordwesten Syriens, in der Provinz 

Idlib, haben neue Kämpfe erst in den vergangenen Monaten eine der größten 

Fluchtbewegungen seit Kriegsbeginn ausgelöst. Hunderttausende wurden ver-

trieben, viele zum zweiten, dritten oder vierten Mal. Sie hausen in provisori-

schen Lagern ohne ausreichende Versorgung, in ständiger Lebensgefahr 

durch Luftangriffe und Kämpfe. Sie sitzen in der Falle: Die Grenzen sind dicht. 

Die Bundesregierung und die Europäische Union werden nicht müde, die Ab-

schottungspolitik und die Deals mit Machthabern außerhalb der EU als Erfolg 

zu verkaufen. Doch aus der Sicht der Schutzsuchenden ist das Gegenteil der 

Fall. Zweieinhalb Jahre nach Beginn der systematischen Grenzschließungen 

sitzen mehr und mehr Menschen in Kriegsgebieten und in Situationen fest, in 

denen sie extremer Gewalt ausgesetzt sind.  

Wenn wir heute mit dem St.-Ulrichs-Preis für Verdienste um die Einheit Euro-

pas ausgezeichnet werden, so sehen wir das auch als Aufforderung, die euro-

päischen Staaten immer wieder auf die Folgen ihrer Politik für die Verletzlich-

sten weltweit hinzuweisen. Für uns ist zentral, wie sich das wohlhabende Eu-

ropa mit seinen außerordentlichen Möglichkeiten gegenüber den Bedürftigsten 

in ärmeren Ländern verhält. Europa darf kein ausschließendes Projekt wer-

den, eine Festung Europa, die das Leid von Schutzsuchenden aussperrt und 

ignoriert. Leider entwickelt sich derzeit Manches in diese Richtung, und leider 

stehen derzeit oft europäische Politiker hoch im Kurs, die sich rühmen, Europa 

hermetisch abzuriegeln, und die gegen Schutzsuchende als angebliche Ge-

fährdung Europas Stimmung machen. 
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Gleichzeitig hat Ärzte ohne Grenzen seine Wurzeln in Europa. Das humanitäre 

Völkerrecht wurde hier erstmals kodifiziert. Dazu gehören die Grundsätze, 

dass Zivilisten und medizinische Einrichtungen in Konflikten verschont werden 

müssen, und dass Menschen die Möglichkeit haben müssen, vor Gefahr für 

Leib und Leben zu fliehen. Dieser Teil des europäischen Erbes ist die Grund-

lage unserer Arbeit. 

Diese Grundsätze müssen verteidigt werden. Indem Sie als Vertreter der Stif-

tung und des Kuratoriums die Bedeutung des Völkerrechts als Grundlage der 

europäischen Werte hervorheben, leisten Sie dazu einen wichtigen Beitrag. 

Und indem sie die konkrete, tatkräftige Hilfe der Mitarbeiter von Ärzte ohne 

Grenzen weltweit unterstützen, machen Sie uns Mut und ermöglichen uns, 

weiter für unsere Patienten da zu sein. 

 

Dafür sage ich Ihnen herzlichen Dank. 

 


